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Vorwort  
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit der vorliegenden Dokumentation der 2. Mannheimer Gesundheitskonferenz, die am 

02.12.2014 zur Sicherung der ambulant-ärztlichen Versorgung im Stadtkreis Mannheim 

stattfand, öffnet der Fachbereich Gesundheit in seiner Rolle als Öffentlicher 

Gesundheitsdienst ein neues Kapitel seiner inhaltlichen Ausrichtung: gemeinsam mit den 

örtlichen Partnern aus dem gesundheitlichen Versorgungssystem möchte der 

Fachbereich Gesundheit künftig die Mannheimer Versorgungslandschaft aktiv 

mitgestalten. Die verstärkte Übernahme von Koordinationsaufgaben zur Sicherung und 

bedarfsorientierten Weiterentwicklung der kommunalen Versorgungslandschaft durch den 

ÖGD wird auch in den Eckpfeilern der Reform des Öffentlichen Gesundheitsdienstes 

gefordert. 

 

Mit der Zukunft der ambulant-ärztlichen Versorgung in Mannheim wurde bewusst für die 

2. Mannheimer Gesundheitskonferenz ein Thema gewählt, welches konkret das 

medizinische Leistungsspektrum in den Fokus nimmt. Für die Kommunen handelt es sich 

dabei um eine besondere Herausforderung, da ihre Handlungsspielräume im Bereich der 

ärztlichen Bedarfsplanung sehr eng formuliert sind. Gesundheitliche Versorgung ist 

jedoch neben der individuellen Versorgungssituation der einzelnen Bürgerinnen und 

Bürger auch ein wichtiger wirtschaftspolitischer Standortfaktor die Ansiedlung 

kompetenter Fachkräfte betreffend. Kommunen wie die Stadt Mannheim sind daher 

aufgefordert, mit kreativen Überlegungen im Rahmen ihrer begrenzten Möglichkeiten 

gestaltend auf die Versorgungslandschaft einzuwirken und die Zusammenarbeit mit den 

örtlichen Akteuren zu suchen und zu intensivieren.  



 

 

Dies bedeutet, dass der Fachbereich Gesundheit künftig eine aktivere Rolle in 

Planungsfragen einnehmen und im System wahrnehmbarer wird. Auf dieses Weise wird 

auch dem bevölkerungsmedizinischen Auftrags des Öffentlichen Gesundheitsdienstes 

verstärkt Rechnung getragen werden.   

 

Die Gesundheitskonferenz hat wichtige Impulse erzeugt, welche wir umgehend aufgreifen 

werden. Dazu gehören die Weiterentwicklung unserer örtlichen Bedarfsermittlung – 

sowohl im versorgungsstrukturellen Bereich als auch im Bereich des Krankheits-

geschehens. Der Ausbau und die Verstetigung des sektorenübergreifenden Austauschs 

ist eine weitere Aufgabe, die uns sehr am Herzen liegt.   

 

Mit der der Lektüre der vorliegenden Dokumentation wünsche ich Ihnen viel Freude und 

hoffe, dass sie Ihnen eine Quelle zahlreicher Anregungen sein wird.  

 

 

Dr. Peter Schäfer   

Leiter des Fachbereichs Gesundheit 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 

 

 

Eröffnung durch Bürgermeisterin Dr. Ulrike Freundlieb  
 
 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

 

ich begrüße Sie herzlich zur 2. Mannheimer Gesundheitskonferenz in den Räumlichkeiten 

des Rosengartens.  

 

Der Titel der heutigen Veranstaltung lautet: „Mangelware Arzt - Welche 

Handlungsspielräume gibt es auf kommunaler Ebene?“. Auf den ersten Blick mag dieser 

Titel reißerisch wirken und so mancher unter Ihnen wird sich fragen: ist denn die Lage in 

Mannheim schon so schlimm? 

 

Diesbezüglich kann ich sie zunächst beruhigen: nein – aktuell ist die Versorgungslage in 

Mannheim noch sehr gut, sieht man von einigen regionalen Ungleichmäßigkeiten ab. 

Tatsächlich zählt Mannheim im Landesvergleich zu den überversorgten Kreisen in Baden-

Württemberg, rein statistisch betrachtet. Und sie alle kennen die Diskussion, die seit 

längerer Zeit auf den unterschiedlichsten politischen Ebenen zur ärztlichen Versorgung im 

ländlichen Raum geführt wird. Einen solchen Handlungsbedarf haben wir hier in der Tat 

nicht. 

 

Dennoch halte ich es für erforderlich, dass auch wir uns mit dem Thema frühzeitig 

beschäftigen und nicht erst dann, wenn sich ernsthafte Versorgungsdefizite abzeichnen.  

Der Einfluss des demografischen Wandels lässt sich auch im ambulant-ärztlichen Bereich 

nicht mehr übersehen. Die niedergelassenen Ärzte werden immer älter. In Mannheim liegt 



 

der Anteil der über 60-Jährigen bei den Hausärzten bei über 30 % - und damit bilden wir 

keine Ausnahme. Immer weniger junge Ärzte sind bereit, das finanzielle Risiko, die 

lebenslange Bindung und die arbeitszeitlichen Rahmenbedingungen einer eigenen Praxis 

auf sich zu nehmen. Eine gute Work-Life-Balance sowie die Vereinbarkeit von Beruf und 

Familie sind auch bei dieser Berufsgruppe wichtige Faktoren für die Weichenstellung der 

eigenen Zukunft. Es ist daher auch nicht verwunderlich, dass viele junge Mediziner und 

Medizinerinnen ein Angestelltenverhältnis anstreben oder Arbeitgeber vorziehen, die auch 

Teilzeitmodelle ermöglichen.   

 

Auch das Ungleichgewicht zwischen Allgemeinmedizinern und Fachärzten ist ein Thema, 

welches breit diskutiert wird. Die Quote an jährlichen Facharztabschlüssen im Bereich 

Allgemeinmedizin liegt weit unter der Quote anderer Facharztrichtungen. Gerade die 

Berufsgruppe der Allgemeinmediziner nimmt jedoch angesichts der seit Jahren 

zunehmenden Bedeutung von Gesundheitsförderung, Prävention und Vorsorge in der 

Gesundheitspolitik für die Patienten eine zentrale Übermittler- und Lotsenfunktion ein. 

Sowohl das Land Baden-Württemberg als auch die Kassenärztliche Vereinigung Baden-

Württemberg haben mit dem Landärzteprogramm und der Koordinierungsstelle 

Allgemeinmedizin bereits Instrumente implementiert, um junge Mediziner für den Beruf 

des Hausarztes zu gewinnen und die Allgemeinmedizin in Baden-Württemberg zu 

fördern. 

 

Eines der sieben strategischen Ziele der Stadt Mannheim lautet: 

„Mannheim ist Vorbild für Bildungsgerechtigkeit in Deutschland“, es ist das Leitziel meines 

Dezernatsbereiches.  

Bildung und Gesundheit gehören eng zusammen, denn für die Zielerreichung einer 

erfolgreichen Schulausbildung ist - ganz im Sinne der alten Weisheit „Mens sana in 

corpore sano“ – ein guter Gesundheitszustand von wesentlicher Bedeutung. Gesunde 

Kinder haben erwiesenermaßen höhere Bildungschancen als Kinder, die gesundheitlich 

benachteiligt sind. Eine wichtige Schlüsselfunktion für die kindliche Gesundheit sind 

Kinderärztinnen und Kinderärzte. Mit den U-Untersuchungen aus dem Programm zur 



 

Früherkennung begleiten sie engmaschig die gesundheitliche Entwicklung von Kindern. 

Mögliche Erkrankungen und Störungsbilder können so zu einem frühen Zeitpunkt erkannt 

und behandelt werden. Eine gute Versorgungsquote im kinderärztlichen Bereich ist daher 

- insbesondere in Sozialräumen mit gehäuft auftretenden sozialen Problemen – für eine 

Stadt wie Mannheim sehr wichtig. Statistisch gesehen herrscht im Segment der 

kinderärztlichen Versorgung derzeit keine Unterversorgung in Mannheim. Dennoch gibt 

es Stadtteile, in denen es kein kinderärztliches Angebot gibt – obwohl ein dringender 

Bedarf gegeben wäre. Doch auf die räumliche Ansiedlung von Arztsitzen innerhalb des 

Stadtgebietes haben wir als Kommune bedauerlicherweise keinen Einfluss. 

 

Wie die Kinderbetreuung ist die gesundheitliche Versorgung eine unverzichtbare Aufgabe 

der Daseinsvorsorge, die gewährleistet werden muss. Da ist es naheliegend, dass sich 

Bürgerinnen und Bürger an ihre Stadtverwaltung wenden, wenn sie Defizite oder 

Probleme in der gesundheitlichen Versorgungslandschaft vor Ort sehen. Doch die 

tatsächlichen Handlungsspielräume der Kommunen in der Bedarfsplanung sind sehr 

begrenzt und die Erwartungshaltung der Öffentlichkeit wird zwangsläufig enttäuscht. Als 

wesentlicher Träger der Daseinsvorsorge sollten Kommunen aus meiner Sicht jedoch 

unbedingt in einer angemessenen Form an der Gestaltung der gesundheitlichen 

Versorgung beteiligt sein.  

 

Auch aus einem anderen Blickwinkel liegt den Kommunen eine gute gesundheitliche 

Versorgung ihrer Bewohner am Herzen: sie ist ein wichtiger wirtschaftspolitischer 

Standortfaktor. Die Zahl der Unternehmen und der qualifizierten Arbeitsplätze in 

Mannheim zu halten und zu steigern: das ist die Zielsetzung der wirtschaftspolitischen 

Strategie und eines der sieben strategischen Ziele der Stadt Mannheim. Auch die 

niedergelassenen Ärzte sind Unternehmer und Arbeitgeber!  

 

Diese beiden Aspekte zeigen: Kommunen müssen frühzeitig aktiv in die 

Versorgungsplanung einbezogen werden – und dies geht aus meiner Sicht über das 

Angebot der Stellungnahme zu Planungsvorhaben hinaus. Welche Möglichkeiten haben 



 

die Kommunen bisher in der direkten Versorgungsplanung? De facto kommen sie dort 

praktisch nicht vor, mit Ausnahme in der Krankenhausversorgung. Wollen wir jedoch auch 

weiterhin eine optimale ambulant-ärztliche Versorgung der Bürgerinnen und Bürgern 

gewährleisten, ist es unabdingbar, dass die örtlichen Besonderheiten - sozioökonomisch, 

demografisch - auch entsprechend in der Bedarfsplanung berücksichtigt werden. Das 

heißt nicht, dass ich mir einen Übergang der Sicherstellungspflicht von der KV auf die 

Kommune wünsche, im Gegenteil: die Selbstverwaltung ist eines der tragenden Prinzipien 

unseres Sozialsystems und ein sehr erfolgreiches. Eine angemessene Beteiligung an der 

Bedarfsplanung kann jedoch dazu beitragen, den kommunalen Auftrag in der 

Daseinsvorsorge noch besser zu erfüllen und wettbewerbsfähig im wirtschaftlichen Sektor 

zu bleiben. 

 

Neben diesen wünschenswerten Einflussmöglichkeiten müssen wir als Stadt Mannheim 

natürlich prüfen: welche Handlungsspielräume haben wir bereits jetzt und können wir 

unser Engagement dort ausbauen? Kommunen müssen aus meiner Sicht in der örtlichen 

Gesundheitsversorgung künftig ein ähnlich intensives Standortmarketing betreiben wie 

bei der Ansiedlung von Betrieben und Unternehmen. Und gerade in diesem Bereich 

haben wir eine fundierte wirtschaftspolitische Strategie und ein großes Know How, das es 

auf die Versorgungslandschaft umzulegen gilt.  

 

Wir werden hier heute mit Sicherheit keine umfassenden Lösungen finden können, das 

kann eine solche Veranstaltung überhaupt nicht leisten. Ziel dieser der heutigen 

Gesundheitskonferenz ist es, für die Problematik zu sensibilisieren und Denkanstöße zu 

liefern. Und ich bin sicher, dass wir in eine fruchtbare Diskussion kommen und 

herausarbeiten können, welche Handlungsbedarfe hier konkret in Mannheim vorliegen 

und welche Wege zu beschreiten sind, um eine gute Versorgung zu gewährleisten.  

In diesem Sinne wünsche ich uns allen einen erkenntnisreichen Nachmittag.  

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

 

  



 

Die Vorträge 

In den vier Vorträgen wurde die aktuelle ärztliche Versorgungslage in Mannheim, die 

Systematik der Bedarfsplanung einschließlich ihrer Chancen und Risiken sowie die Frage 

nach der tatsächlichen Bedarfslage erörtert.  

 

In der Diskussion zu den einzelnen Fachbeiträgen wurde deutlich, dass die Sicherung der 

ambulant-ärztlichen Versorgung schon heute ein aktuelles Thema in Mannheim ist. 

Tatsächlich kommen Faktoren wie die demografische Entwicklung, eine veränderte 

Lebensplanung des ärztlichen Nachwuchses sowie bevölkerungsbedingte 

Herausforderungen bereits heute schon zum Tragen.  

 

Insbesondere die Feststellung des tatsächlichen Versorgungsbedarfs, der Zugang der 

Patienten zu Versorgung sowie eine optimierten Patientensteuerung waren Themen, die 

von den BesucherInnen als vorrangige Aufgaben der nächsten Jahre gesehen wurden.  

 

Alternative Handlungsoptionen wie Lösungen außerhalb des Systems der 

Kassenärztlichen Vereinigung, z.B. der stärkere Einbezug nichtärztlicher Berufsgruppen 

in die Versorgung sowie die Stärkung des Patientenwissens für medizinische Belange, 

wurden lebhaft diskutiert und eine aktivere Rolle der Kommune in der 

Versorgungssicherung gefordert.  

 

 

 

 

 

 

 

 



 

Die aktuelle Versorgungslage in Mannheim 
Armin Rössner, Kassenärztliche Vereinigung Baden-Württemberg 
 

 
 



 

 

 

 



 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 
Die Zukunft der ärztlichen Versorgung aus der Perspektive der  
niedergelassenen Ärzte 
Dr. Stefan Bilger, Vorstandsmitglied Bezirksärztekammer Nordbaden 

 

 

 

 



 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

Ärztliche Bedarfsplanung - Systematik, Bedarfsorientierung und Regionalität 
Dr. Martin Albrecht, IGES Institut Berlin                                                                       

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 



 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

Gesunde Kinder durch Bedarfsplanung und Versorgungssteuerung? 
Prof. Dr. Konrad Obermann, Mannheimer Institut für Public Health (MIPH) 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 



 

Diskussionrunde 

 

TeilnehmerInnen: 

Dr. Holle Engler-Thümmel (Fachbereich Gesundheit, Stadt Mannheim) 

Dr. Jürgen Wuthe (Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren 

Baden-Württemberg) 

Dr. Martin Albrecht (IGES-Institut Berlin) 

Prof. Dr. Konrad Obermann (Mannheimer Institut für Public Health) 

Bärbel Handlos (Gesundheitstreffpunkt Mannheim) 

Armin Rössner (Kassenärztliche Vereinigung Baden-Württemberg)  

Moderation: Joachim Fahrwald, memo consult 

 

In der Diskussionsrunde nahm die Frage nach den Handlungsbedarfen einen großen Raum ein. 

Als Handlungsbedarf auf übergeordneter Ebene wurden aus Sicht des Ministeriums für Arbeit und 

Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren die Stärkung der sektorenübergreifenden 

Zusammenarbeit sowie die Errichtung eines entsprechenden Beirates auf Landesebene und eine 

bessere Einbindung der Bürger in Planungsprozesse identifiziert. Auch eine stärkere Einbindung 

der Kommunen in Fragen der medizinischen Versorgungsplanung, z.B. über die Beteiligung der 

Kommunalen Landesverbände im Landesausschuss wurde als notwendig erachtet – wobei der 

Sicherstellungsauftrag weiterhin bei der Kassenärztlichen Vereinigung verbleiben solle.    

 

Von Seiten des IGES-Instituts wurde darauf hingewiesen, dass die Politik bereits auf viele 

Verbesserungen hingewirkt habe, wie z.B. die Weiterentwicklung der Bedarfsplanung. Es sei nun 

Aufgabe der nachgeordneten Stellen, die geschaffenen Handlungsmöglichkeiten mit Leben zu 

füllen. An dieser Stelle wandte die Kassenärztliche Vereinigung ein, dass das größte Problem im 

zahlenmäßigen Mangel an Ärzten läge, welches auch über eine verbesserte Bedarfsplanung nicht 

zu lösen sei.  

 

Die örtliche Bedarfslage betreffend berichtete die Patientenberatung, dass die Versorgung im 

fachärztlichen Bereich leicht problematisch sei, u.a. was die Vergabe von Terminen anbelange. 

Großer Handlungsbedarf wurde an der Schnittstelle Krankenhaus – Hausärztliche Versorgung 

beobachtet, hier sollten Abstimmungsprozesse optimiert werden bzw. ein funktionierendes 

Casemanagement eingeführt werden. Auch bürokratische Fragen wie z.B. zu Abrechnungen oder 



 

mangelnde Barrierefreiheit in den Praxen wurden als Themen benannt, welche die Patienten 

beschäftigen. 

 

Von Seiten des IGES-Institutes wurde auf die Bedeutung der Sozialindikatoren bei der 

Bedarfsermittlung hingewiesen und empfohlen, auf kommunaler Ebene verstärkt stadtteilorientiert 

zu arbeiten. Der Fachbereich Gesundheit griff die Empfehlung auf und berichtete vom 

Modellprojekt „Bürgerforum Gesundheit“, welches 2013 im Stadtteil Wohlgelegen durchgeführt 

wurde. Dank der regen Beteiligung engagierter Bürgerinnen und Bürger konnten wesentliche 

Handlungsbedarfe festgestellt und entsprechende Maßnahmen auf den Weg gebracht werden. 

Um jedoch die Bedarfslage in Mannheim noch genauer beschreiben zu können, sei eine 

stadtteilbezogene Gesundheitsberichterstattung unerlässlich. Dies wurde aus dem Publikum mit 

deutlicher Zustimmung aufgenommen. 

 

Die Ärzteschaft konstatierte einen stadtteilbezogenen Ärztemangel in Mannheim und wies auf den 

Nutzen nichtärztlicher Berufsgruppen im Versorgungssystem hin. In diesem Zusammenhang 

wurde aus dem Publikum darum gebeten, nicht pauschal ärztliche Aufgaben auf andere Akteure 

zu verlagern, sondern auch den zunehmenden Verwaltungsaufwand in den Arztpraxen in den 

Blick zu nehmen, welcher sich negativ auf die vorhandenen ärztlichen Kapazitäten auswirke.     

 

Aus dem Auditorium wurde auf die stadtteilbezogene Ungleichverteilung von Fachärzten im 

psychiatrischen Bereich aufmerksam gemacht und der Sozialpsychiatrische Dienst mit seiner 

Kompensationsfunktion als positives Beispiel für andere medizinische Fachrichtungen 

vorgeschlagen. Insgesamt solle die Kooperation von Ärzten und beratenden Institutionen stärker 

gefördert werden, allerdings mit einem themenbezogenen Focus.  

 

Ein anderer Beitrag bezog sich auf die Schwierigkeit, Fachärzte für Pflegeeinrichtungen zu 

gewinnen.   

 

Aus der Diskussion um die örtlichen Bedarfe konnte ein Handlungskatalog für die Kommune 

abgeleitet werden. So solle die Stadt Mannheim unter Koordination des ÖGD auch im 

Gesundheitsbereich stärker auf Stadtteilorientierung setzen und den Austausch mit den 

Umlandgemeinden vertiefen. Eine Erweiterung der Gesundheitsberichterstattung um 

sozioökonomische Daten wurde dabei als unerlässlich betrachtet. Von Seiten der anwesenden 



 

Kommunalpolitik wurde angeboten, Gesundheitsthemen in den Bezirksbeiräten zu thematisieren 

und so eine stärkere Wahrnehmung in den Stadtteilen zu fördern. In der Rolle eines „ehrlichen 

Maklers“ solle die Kommune gegenüber dem Bürger auftreten.   

 

Weiterer Handlungsbedarf besteht beim Schnittstellenmanagement. Hier könnte die 

Gesundheitskonferenz ein geeignetes Gremium für die Optimierung von sektorenübergreifenden 

Abstimmungsprozessen sein. Grundsätzlich wurde gewünscht, dass die Gesundheitskonferenz 

öfter stattfindet und unterjährig themenspezifische Arbeitsgruppen gebildet werden, wie es z.B. im 

Rhein-Neckar-Kreis der Fall ist.   

 

Hinsichtlich der Ansiedlung junger Ärzte bzw. der Übernahme von Praxen im Stadtgebiet 

appellierten die Anwesenden an die Stadt Mannheim, die ihr zu Verfügung stehenden 

Möglichkeiten zu nutzen, um das Potential junger Talente auch im Hinblick auf die 

wirtschaftspolitische Strategie der Kommune nicht zu verlieren. Dies bedeute, anhand einer 

handfesten Bedarfsermittlung zu definieren, welche Arztgruppen in welchen Stadtgebieten 

erforderlich sind und zu entscheiden, ob und welche Unterstützungsleistungen etabliert werden. 

Konkret wurden Sozialkonzepte und die Verbesserung der Rahmenbedingungen für Mediziner 

gefordert, welche beabsichtigen, eine Praxis in Mannheim zu übernehmen, beispielhaft wurde das 

Thema „Kinderbetreuung“ angesprochen. 

 

Es wurde jedoch auch festgestellt, dass einer umfassenden Erneuerung und Weiterentwicklung 

der Lage in Mannheim naturbedingt Grenzen auferlegt sind – seien es fehlende gesetzliche 

Ermächtigungen, die begrenzte Steuerungsmöglichkeit der Kommune bei der Besetzung 

freiwerdender Arztpraxen oder finanzielle und personelle Kapazitätsengpässe. 

Auch die Verlagerung entsprechender Koordinationstätigkeiten auf Institutionen wie z.B. den 

Gesundheitstreffpunkt setzt eine dauerhaft solide Finanzierung voraus, was derzeit so nicht der 

Fall ist und z.B. von Seiten des Landes nicht vorgesehen und von der Kommune nicht 

gewährleistet werden kann.  

 

Es gelte daher zunächst die Grundlagen zu schaffen und den Bereich der 

Gesundheitsberichterstattung zur Bedarfsermittlung auf breitere Füße zu stellen und die 

Möglichkeiten der Gesundheitskonferenz für die Weiterentwicklung der Versorgungslandschaft in 

Mannheim zu nutzen. 



 

 

Ausblick 

Die 2. Mannheimer Gesundheitskonferenz hat wichtige Handlungsbedarfe aufgezeigt – sowohl 

strukturell, in der Bedarfsermittlung als auch im Bereich der Netzwerkarbeit.  

 

Der Fachbereich Gesundheit wird bereits Anfang 2015 die Ergebnisse der Konferenz aufgreifen 

und gemeinsam mit den örtlichen Akteuren des Gesundheitssystems die kommunale 

Gesundheitsberichterstattung als Instrument einer verlässlichen Bedarfsermittlung 

weiterentwickeln. Des Weiteren wird die Arbeit der Gesundheitskonferenz in ihrer Funktion als 

örtliches sektorenübergreifendes Planungsgremium verstetigt und ausgebaut werden, um die 

Qualität der Mannheimer Versorgungslandschaft zu erhalten bzw. in der Bereichen mit 

Optimierungsmöglichkeiten noch weiter zu steigern. 

 

 

Mannheim im Februar 2015    
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